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Im Rahmen der Haushaltsberatungen stellt die Fraktion BÜNDNIS90/ DIE 
GRÜNEN zum Ausschuss für Klima und Umwelt am 21.01.2026 den 
folgenden:  
  

  

Antrag:   

  

Die Verwaltung wird beauftragt, eine Aktualisierung des bestehenden 
Radwegeverkehrskonzeptes sowie des zugehörigen Netzplans zu initiieren. 
Dabei sind politische Gremien, Interessenverbände und die Steinhagener 

Bevölkerung einzubeziehen.  
Die erforderlichen Mittel sind in den Haushalt einzustellen.   

  

   
Begründung:   
  

Das bestehende Radwegeverkehrskonzept der Gemeinde Steinhagen ist aus 
dem Jahr 2018 und berücksichtigt nicht die aktuellen Gegebenheiten und 
Herausforderungen. Die Eröffnung der A33 und die anstehenden Änderungen 

an der Bielefelder Straße sind in das aktuelle Konzept nicht eingeflossen. 
Zudem haben sich durch die StVO-Novellen seit 2020 die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für den Radverkehr grundlegend weiterentwickelt. Neue 

Verkehrszeichen, Vorgaben zum Überholabstand, Regelungen an 
Knotenpunkten und erweiterte Möglichkeiten nach § 45 StVO zur Anordnung 
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von Schutzmaßnahmen machen eine strategische Aktualisierung erforderlich.  
  

Ein aktualisiertes Radwegeverkehrskonzept bietet die Möglichkeit, Potenziale 
zu identifizieren und gezielte Maßnahmen für die Verkehrssicherheit und zur 
Verkehrsberuhigung umzusetzen. Dies trägt auch zu einer lebenswerteren 

und sichereren Gemeinde bei.   
  

Finanzielle Auswirkungen:   

  

Soweit möglich sollen die Arbeiten intern umgesetzt werden. Die Verwaltung 
wird gebeten, mögliche Förderprogramme von Land, Bund und EU zu 

prüfen. Darüber hinaus anfallende Kosten sind zu ermitteln und dem 
Ausschuss mit einem Deckungsvorschlag vorzulegen.  

  

  
 
 
 

Detlef Gohr 

Fraktionsvorsitzender 
 Valerie Augustin 

Ratsmitglied  
 

 
 


